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EUROPA

Europäischer Mindestlohn	

Stresstest für Schmit
Thorsten Fuchshuber

Nicolas Schmit soll für die 
EU-Kommission rasch einen 
europäischen Mindestlohn 
organisieren. Die Erwartungen 
waren groß, als er am Dienstag 
in Straßburg einen ersten Entwurf 
vorstellte, doch nun zeigt sich der 
Europäische Gewerkschaftsbund 
enttäuscht.

Es ist die erste große Bewährungs-
probe für Nicolas Schmit in seiner 
Funktion als EU-Kommissar für Be-
schäftigung und soziale Rechte: die 
Einführung eines europaweiten Min-
destlohns. Brüssel stehe ein Kampf 
bevor, titelte das Wirtschaftsblatt 
„Financial Times“ schon Anfang des 
Monats. Und diese Woche nun stieg 
Schmit erstmals in den Ring.

Seine Kontrahenten sind jedoch 
nicht nur die Unternehmensverbands. 
Die sind sowieso „strikt gegen eine 
EU-Gesetzgebung zum Mindestlohn“, 
wie Markus J. Beyer, Generaldirek-
tor des EU-Unternehmerverbands 
„Businesseurope“ gegenüber dem 
deutschen „Handelsblatt“ betonte. Ge-
genwind bekommt Schmit auch von 
Seiten einiger Gewerkschaften. Und 
zwar vor allem aus Ländern, in denen 
es noch keine solche Regelung gibt. In 
Dänemark, Schweden und Finnland 
beispielsweise, den Ländern mit dem 
EU-weit höchsten gewerkschaftlichen 
Organisationsgrad, wird das Lohn-
niveau seit jeher über Tarifverträge 
zwischen Unternehmer*innen und 
Lohnabhängigen ausgehandelt. Der 

Staat hat sich herauszuhalten, und 
so soll es nach dem Willen der maß-
geblichen Gewerkschaften dort auch 
bleiben.

Die Interessenskonflikte innerhalb 
der Europäischen Union sind dem-
nach vielfältig. Nicht ohne Grund hat 
sich auf diesem Feld bislang nicht viel 
bewegt. Jean-Claude Juncker beispiels-
weise hatte den Mindestlohn schon 
2006 als luxemburgischer Premier-
minister in die europäische Debatte 
eingebracht, und auch während sei-
ner Zeit als EU-Kommissionspräsident 
kam er immer wieder darauf zurück, 
zuletzt im Juni 2019. Die europäischen 
Sozialdemokraten machten ihn im Eu-
ropawahlkampf im vergangenen Jahr 
zu einem zentralen Thema.

Ursula von der Leyen will nun Nä-
gel mit Köpfen machen. Wohl auch, 
um die Stimmen der Sozialdemokra-
ten im Europaparlament zu bekom-
men, kündigte Junckers Nachfolgerin 
noch als Kandidatin um ihren jetzigen 
Posten an, sie werde innerhalb der 
ersten hundert Tage ihrer Amtszeit 
„ein Rechtsinstrument vorschlagen, 
mit dem sichergestellt werden soll, 
dass jeder Arbeitnehmer in unserer 
Union einen gerechten Mindestlohn 
erhält“. Und als zuständiger Kommis-
sar ist es Nicolas Schmit, der liefern 
muss.

Am Dienstag stellte der Politiker 
in Straßburg die Grundzüge der Initi-
ative vor. „Jetzt sind 44 Tage um, und 
schon präsentieren wir den ersten 
Vorschlag“, witzelte Schmit mit Blick 

auf den ehrgeizigen Zeitplan seiner 
Chefin. Es gehe nicht darum, „einen 
Mindestlohn im Sinne eines einheit-
lichen Betrags einzuführen“ stellte er 
klar. Es solle vielmehr einen rechtli-
chen Rahmen geben, innerhalb des-
sen Löhne festgesetzt werden. Dieser 
soll aber erst in neun Monaten vorge-
legt werden. Zunächst sind umfang-
reiche Konsultationen mit Unterneh-
mensverbänden und Gewerkschaften 
der Mitgliedsstaaten geplant.

„Der Entwurf enthält 
nicht einmal eine grobe 
Skizze für konkrete 
Maßnahmen und was 
man damit erreichen 
will.“

Nach dem Willen von der Leyens 
soll die Initiative vor allem dazu bei-
tragen, die Abwanderung von Fach-
kräften von Ost in Richtung West zu 
bremsen. Und genau hier liegt ein Teil 
des Problems. Neben den genann-
ten nordischen Ländern verzichten 
lediglich Österreich, Italien und Zy-
pern bislang auf einen gesetzlichen 
Mindestlohn. In den östlichen EU-
Mitgliedsstaaten jedoch existiert eine 
solche Regelung bereits. Allerdings 
zu anderen Konditionen als man sie 
hierzulande kennt. So reichte der 
Mindestlohn zum 1. Juli 2019 von mo-
natlich 286 Euro in Bulgarien bis zu 

2.071 Euro in Luxemburg, wo auch 
die Kaufkraft des Betrages größer ist 
als im Vergleich zu allen anderen Mit-
gliedsstaaten. In 14 der 22 EU-Länder 
mit gesetzlichem Mindestlohn liegt 
dieser laut „eurostat“ weit unter 1.000 
Euro.

In Dänemark hingegen, das kei-
nen Mindestlohn kennt, kommen 
selbst sehr schlecht bezahlte Beschäf-
tigte auf rund 13 Euro Stundenlohn, 
etwa ein Euro mehr als der Mindest-
lohn in Luxemburg. In Finnland und 
Schweden ist das Lohnniveau ähnlich 
hoch. Der Verzicht auf gesetzlich fest-
gelegte Mindestlöhne zugunsten der 
Tarifautonomie von Gewerkschaften 
und Unternehmer*innen hat sich für 
einen großen Teil der Arbeiter*innen 
und Angestellten also bewährt, sofern 
man den größten ihrer Interessenver-
tretungen Glauben schenkt.

Verbände wie die schwedische 
„Zentralorganisation der Angestell-
ten“ (TCO), die 13 Gewerkschaften und 
mehr als 1,4 Millionen Beschäftigte 
unter sich vereint, sehen daher ihre 
Verhandlungsmacht und das Wohler-
gehen ihrer Mitglieder durch eine ge-
setzliche Regelung gefährdet. „Es gibt 
kaum einen Bereich, in dem sich die 
Verfahrensweisen der einzelnen Mit-
gliedsstaaten mehr unterscheiden als 
den Arbeitsmarkt”, schrieb TCO-Präsi-
dentin Therese Svanström am Tag vor 
Schmits Straßburger Auftritt im On-
lineportal „euobserver“. Selbst gering-
fügigste Änderungen an einer beste-
henden Arbeitsmarkpolitik könnten 

https://www.spiegel.de/politik/deutschland/arbeitsmarkt-juncker-will-eu-mindestlohn-a-418347.html
https://www.spiegel.de/politik/deutschland/arbeitsmarkt-juncker-will-eu-mindestlohn-a-418347.html
https://www.welt.de/wirtschaft/article127338026/Juncker-fordert-europaweiten-Mindestlohn.html
http://www.euranetplus.de/2019/06/17/juncker-fordert-mindestlohn/
https://ec.europa.eu/eurostat/statistics-explained/index.php/Minimum_wage_statistics
https://euobserver.com/opinion/147050


woxx  |  17 01 2020  |  Nr 1563 7REGARDS

auch unbeabsichtigt die Kräfteverhält-
nisse zwischen Unternehmern und 
Werktätigen bei Tarifverhandlungen 
und anderen Auseinandersetzungen 
entscheidend verändern. Das befürch-
tet Svanström auch von der Initiative 
der EU.

Der zuständige EU-Kommissar wi-
derspricht: „Diese Länder können in 
jedem Fall ihr Verhandlungssystem 
fortsetzen.“ Keinesfalls wolle man 
eine Verpflichtung schaffen, Mindest-
löhne einzuführen. „Wir wollen nicht 
nur das System des Mindestlohns 
stützen, sondern auch Tarifverhand-
lungen schützen, wo sie gut funktio-
nieren, und fördern, wo es nötig ist“, 
so Schmit auf der Straßburger Presse-
konferenz. Ziel sei es vielmehr, dass 
in allen Mitgliedsstaaten, in denen 
es einen gesetzlichen Mindestlohn 
gibt, „dieser auch eine würdige Le-
bensführung ermöglicht“, so Schmit 
unter Verweis auf den Entwurf der 
Kommission.

Trotz einer detaillierten Problem-
analyse lasse dieser allerdings jeden 
konkreten Vorschlag vermissen, kriti-
siert Esther Lynch, die stellvertretende 
Generalsekretärin des Europäischen 
Gewerkschaftsbunds (ETUC). „In An-
betracht der ganzen Ankündigungen 
im Vorfeld hatten wir große Erwar-
tungen, doch nun sind wir enttäuscht. 
Der Entwurf enthält nicht einmal eine 
grobe Skizze für konkrete Maßnah-
men und dafür, was man damit errei-
chen will“, so die Gewerkschafterin 
im Gespräch mit der woxx. 

Auf die Kritik angesprochen, zeigt 
sich Nicolas Schmit „überrascht, dass 
die ETUC glaubt, wir kämen schon 
in der ersten Konsultationsphase mit 
konkreten Ideen“. Natürlich habe 
man eine ganze Menge davon, „aber 
wir wollen zunächst mal hören, was 
die Sozialpartner sagen“. Diese hätten 
nämlich prinzipiell auch die Möglich-
keit, selbst einen Vorschlag zu erar-
beiten. An eine solche europaweite Ei-
geninitiative glaubt Schmit allerdings 
nicht so recht, auch aufgrund der ab-
lehnenden Haltung des EU-Unterneh-
mensverbandes „businesseurope“.

Sechs Wochen haben Unterneh-
mensverbände und Gewerkschaften 
der einzelnen Mitgliedsstaaten nun 
Zeit um mitzuteilen, was sie von der 
Analyse der EU-Kommission halten 
und ob sie ebenfalls finden, dass 
weitere Schritte nötig sind. Erst dann 
werde man einen wesentlich präzi-
seren Vorschlag machen, der dann 
abermals kommentiert werden soll. 
Ungefähr Ende September soll dann 
ein definitiver Entwurf an die EU-In-
stitutionen geliefert werden.

Esther Lynch von der ETUC geht 
das tastende Verfahren solcher Ab-
sichtserklärungen nicht schnell ge-
nug. Angesichts dessen müsse man 
sich fragen, wie ernst es der Kommis-
sion mit dem Thema sei. „Wir brau-
chen konkrete Schritte, die Spielre-
geln müssen komplett neu formuliert 
werden. Richtungsweisende Signale 
erwarten wir von den Konsultationen 
der kommenden Wochen nicht.“

Auch die Botschaft an die nordi-
schen Gewerkschaften reicht Lynch 
nicht aus: „Wir haben konkrete Ide-
en erwartet, wie die Kommission das 
dortige System der Tarifverhandlun-
gen zu schützen gedenkt. Doch auch 
dazu findet man in der jetzigen Initia-
tive nichts.“ Schon jetzt fürchtet man 
dort, dass aus dem wohlklingenden 
„Mindestlohn“ bald die Lohnunter-
grenze zu werden droht und ein soge-
nanntes „race to the bottom“ beginnt.

„Es verwundert mich sehr, wenn 
die Schweden glauben, dass über 
europäische Mindestlöhne Druck auf 
ihre Löhne entstehen könnte“, kom-
mentiert Nicolas Schmit dazu gegen-
über der woxx. „Wenn wir versuchen, 
die Mindestlöhne in Rumänien, Bul-
garien und anderen Ländern zu erhö-
hen, dann wird der Lohndruck eher 
vermindert. Denn Lohndumping auch 
innerhalb der EU ist eine Realität.“

Ein Hauptziel sei es daher, die 
Mindestlöhne in diesen Ländern zu 
heben. Welches Instrument dazu die-
nen könnte, ist indes noch offen. Im 
Gespräch ist der Vorschlag, den Min-
destlohn auf 60 Prozent des jeweili-
gen Medianlohnes festzulegen, was 
zugleich eine Definition der Armuts-
grenze ist. Der Medianlohn bezeich-
net nicht den Durchschnittslohn, der 
in der Regel höher ist; Rechenbasis 
ist, dass gleich viele Personen mehr 
oder weniger verdienen. Dazu gibt 
Schmit zu bedenken, dass dieses Ni-
veau von Ländern wie Rumänien und 
Bulgarien mehr oder weniger erreicht 

sei, und „die Menschen dort trotzdem 
arm sind“. Immerhin verdiene man in 
Bulgarien fast sechsmal weniger als 
in Luxemburg, doch seien die Lebens-
haltungskosten nicht entsprechend 
niedriger.

Einig sind sich EU-Kommissar 
Schmit und die stellvertretende ETUC-
Generalsekretärin Lynch darin, dass 
die Lohnhöhe prinzipiell nicht über 
Mindestlöhne, sondern über Tarif-
systeme ausgehandelt werden muss. 
Wie das allerdings angesichts einer 
stetigen Zunahme prekärer Jobs und 
ungeregelter Arbeitsverhältnisse im 
Dienstleistungsbereich und anderen 
Sektoren gelingen soll, bleibt fraglich. 
Lynch pocht auf gewerkschaftliche 
Organisierung, Schmit auf „Verhand-
lungen mit den Sozialpartnern“. Es 
sei ein „schwieriger Prozess“, gibt er 
zu, „ich habe da auch keine konkre-
ten Mittel“.

Zumindest einen konkreten Vor-
schlag allerdings, der sehr rasch zu 
besseren Löhnen und Arbeitsbedin-
gungen führen könnte, hat Esther 
Lynch für die EU-Kommission jetzt 
schon parat: „Sie könnte mit gutem 
Beispiel vorangehen und dafür sor-
gen, dass öffentliche Aufträge nur 
noch an solche Firmen gehen, die zu 
Lohnverhandlungen mit den Gewerk-
schaften bereit sind.“ Damit könnte 
Ursula von der Leyen zeigen, dass es 
nicht nur bei Wahlversprechen und 
Absichtserklärungen bleibt.
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Wollen die „Europäische Säule 
sozialer Rechte“ stärken:  

EU-Kommissar für Beschäftigung 
und soziale Rechte Nicolas Schmit 

und EU-Kommissionspräsidentin 
Ursula von der Leyen, hier beide 

unter den wachsamen Augen von 
EU-Handelskommissar Phil Hogan.

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/FS_20_51
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/FS_20_51

